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I. EINLEITUNG 
 
„[W]e must start seeing cultural heritage as an international security issue”1 betont die 
Generaldirektorin der United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 
(UNESCO), Irina Bokova, in einer Ansprache im Dezember 2012 und spricht damit die Tendenz 
an, dass Kulturgut in bewaffneten Konflikten nicht nur zufällig, sondern auch gezielt zerstört 
wird.2 Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen trägt im institutionellen Gefüge der Vereinten 
Nationen gemäß Artikel 24 Abs. 1 der Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta)3 die 
Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit und 
kann im Fall einer Bedrohung oder eines Bruch des Friedens oder einer Aggression 
weitreichende verbindliche Maßnahmen nicht-militärischen oder militärischen Charakters 
ergreifen (Art. 39 i.V.m. Art. 41 und Art. 39 i.V.m. Art. 42 UN-Charta). Es stellt sich somit die 
Frage, welche Rolle er hinsichtlich des Schutzes von Kulturgut in bewaffneten Konflikten spielt. 
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich daher mit der Frage: Hat sich, und wenn ja, inwiefern, 
die Aktivität des Sicherheitsrates durch Resolutionen zum Schutz von Kulturgut in bewaffneten 
Konflikten seit 1990 geändert? In zeitlicher Hinsicht konzentriert sich die Analyse auf den 
Zeitraum ab 1990, da der Sicherheitsrat erst im Anschluss an den Kalten Krieg regelmäßig 
Maßnahmen im Rahmen von Kapitel VII beschloss.4 Inhaltlich soll anhand der bereits 
beschlossenen Resolutionen, die sich mit dem Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten 
beschäftigen, mögliche Entwicklungen aufgezeigt werden. Diese Analyse umfasst die 
rechtsverbindlichen Maßnahmen des Sicherheitsrates, aber auch die Erwägungen in den 
Präambeln der Resolutionen, da diese ebenfalls Stellungnahmen des Sicherheitsrates darstellen 
und so seine Meinung zum Ausdruck bringen. Zum anderen wird auf dieser Analyse aufbauend 
die Frage der Kompetenz des Sicherheitsrates erörtert, sich im Rahmen von Kapitel VII der UN-
Charta mit dem Schutz von Kulturgut zu befassen und es werden mögliche Erklärungsansätze 
aufgezeigt, um die Aktivität des Sicherheitsrates im Kulturgüterschutz in einen größeren Kontext 
zu setzen. 
 
Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da der Sicherheitsrat durch die Möglichkeit von 
Zwangsmaßnahmen im Rahmen von Kapitel VII UN-Charta maßgeblich zum Schutz von 
Kulturgut in bewaffneten Konflikten beitragen kann und so das bestehende Völkerrecht5 
ergänzen und durchsetzen kann. Weiterhin ist die Funktion des Sicherheitsrates als das für die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit zuständige Organ in diesem 
                                                
1 Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 5. 
2 Vgl. Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 5. 
3 Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945, in Kraft getreten am 24. Oktober 1945, BGBl. 1973 II 
S. 431. 
4 Krisch, in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Introduction to Chapter VII: 
General Framework, Rn. 7 und 8. 
5 Die wichtigsten völkerrechtlichen Verträge in diesem Bereich sind die Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1954, in Kraft getreten am 7. August 1956, BGBl. 1967 
II S. 1235 (Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954)), das Übereinkommen über Maßnahmen 
zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut vom 14. 
November 1970, in Kraft getreten am 24. April 1972, BTagsDr. VI/3511, S. 3 (UNESCO-Konvention 
gegen illegalen Handel mit Kulturgut (1970)), und das Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und 
Naturerbes der Welt vom 23. November 1972, in Kraft getreten am 17. Dezember 1975, BGBl. 1977 II S. 
215 (Welterbekovention (1972)). Für einen chronologischen Überblick über den Schutz von Kulturgütern 
in völkerrechtlichen Verträgen siehe Pabst, Kulturgüterschutz in nicht-internationalen bewaffneten 
Konflikten, 2008, S. 56-79. 
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Zusammenhang von Bedeutung, denn die Befassung des Sicherheitsrates mit diesem Thema 
betont den sicherheitspolitischen Aspekt von Kulturgutszerstörungen.6 Hinzu kommt, dass der 
Sicherheitsrat seinen Tätigkeitsbereich seit 1990 erheblich ausgeweitet hat7 und somit eine 
Ausweitung im Bereich des Kulturgüterschutzes ein wichtiger Aspekt ist, um die Rolle des 
Sicherheitsrates in der weltweiten Konfliktlösung besser erfassen zu können. Resolutionen des 
Sicherheitsrates im Hinblick auf den Schutz von Kulturgut werden vereinzelt in der Literatur 
aufgegriffen8, allerdings fehlt eine übergreifende Analyse, die alle bisherigen Resolutionen 
berücksichtigt und so eine Entwicklung und die dahinterstehende Haltung des Sicherheitsrats 
zum Schutz von Kulturgut aufzeigt. Der vorliegende Beitrag soll einen Beitrag dazu leisten, diese 
Lücke zu schließen. 
 
In einem ersten Kapitel werden anhand einer Wortlautanalyse der Resolutionen zunächst die 
Entwicklungen aufgezeigt, die sich im Kulturgüterschutz durch den Sicherheitsrat zeigen (II.). Im 
Anschluss wird die Kompetenz des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der UN-Charta diskutiert (III.) 
und es werden mögliche Erklärungen für die Entwicklung im Schutz von Kulturgut aufgezeigt 
(IV.). Nach einer kritischen Würdigung der Autorin (V.) wird ein abschließendes Fazit gezogen 
(VI.). 
 
II. DIE ENTWICKLUNG DES SCHUTZES VON KULTURGUT IN 
BEWAFFNETEN KONFLIKTEN IN RESOLUTIONEN DES 
SICHERHEITSRATES SEIT 1990  
 
Im Folgenden wird die Entwicklung des Schutzes von Kulturgut durch den Sicherheitsrat 
aufgezeigt. Diese zeichnet sich insbesondere durch einen verstärkten Schutz sowohl in den 
Präambeln als auch in den rechtsverbindlichen Teilen der Resolutionen aus. 
 
1. DIE AKTIVITÄT DES SICHERHEITSRATES ZUR RESPEKTIERUNG VON KULTURGUT IN 
BEWAFFNETEN KONFLIKTEN 
Zunächst werden die beschlossenen Resolutionen des Sicherheitsrates analysiert, in denen er 
sich zum Schutz von Kulturgut äußert, um im Anschluss auf Konflikte aus der jüngeren 
Vergangenheit einzugehen, im Rahmen derer sich der Sicherheitsrat gerade nicht zum 
Kulturgüterschutz geäußert hat. 
                                                
6 In diesem Sinne spricht die UNESCO-Generaldirektorin Irina Bokova von kulturellem Erbe als  
„international security issue“, Bokova, Culture in the Cross Hairs, 2012. 
7 Vgl. dazu Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Introduction to Chapter 
VII: The General Framework, Rn. 7-11, der einen Überblick über die Ausweitungen im Rahmen von 
Kapitel VII UN-Charta gibt. 
8 So analysiert beispielsweise Catherine Phuong Resolution 1483 des Sicherheitsrates vom 22. Mai 2003 
im Hinblick auf das darin enthaltene Handelsverbot mit irakischen Kulturgütern, vgl. Phuong, Protection of 
Iraqi Cultural Property, Int’l Comp. L. Q., 2004, ebenso v. Schorlemer, Cultural Heritage Law, in: 
Nafziger/Nicgorski, Cultural Heritage Issues, 2010. 
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a) Der verstärkte Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten in den Präambeln 
der Resolutionen 
Zunächst erfolgt eine Analyse der Präambeln der Resolutionen. Zwar enthalten sie keine 
rechtsverbindlichen Maßnahmen, allerdings geben sie Auskunft über die Haltung des 
Sicherheitsrates zu einem bestimmten Thema.9  
 
aa) Indirekte Äußerungen zu Kulturgütern zu Beginn der neunziger Jahre 
Ein erster Hinweis auf den Schutz von Kulturgut findet sich in Resolution 824 aus dem Jahr 
1993 zum Konflikt in Bosnien und Herzegowina.10 Die Begriffe des Kulturguts oder des 
kulturellen Erbes werden zwar nicht direkt benutzt, allerdings können andere Begriffe aufgrund 
des Kontexts so verstanden werden, dass der Sicherheitsrat sich zu den Zerstörungen von 
Kulturgut äußern wollte.11 Zunächst bekräftigt der Sicherheitsrat die Verurteilung der 
Verletzungen von humanitärem Völkerrecht.12 Darin könnte implizit eine Verurteilung von 
Zerstörung von Kulturgut erfasst sein, da der Schutz von Kulturgut und Kulturstätten ein Teil des 
humanitären Völkerrechts ist.13 Weiterhin bestätigt er erneut die Verurteilung „insbesondere der 
ethnischen Säuberung und aller darauf hinauslaufenden Praktiken“14. Insbesondere der letzte 
Teil des Zusatzes könnte so verstanden werden, dass darunter auch Zerstörungen von 
Kulturgut als eine Vorstufe zu ethnischen Säuberungen fallen. Dieses Verständnis erscheint 
nicht ausgeschlossen vor dem Hintergrund, dass die Zerstörung von Kulturgütern im 
Balkankonflikt eine Kriegstaktik war, um den inneren und kulturellen Zusammenhalt des Feindes 
zu schwächen15 und seine kulturelle Identität auszulöschen.16  
Weiterhin spricht der Sicherheitsrat in dieser Resolution die Stadt Sarajevo an:  
 
„[…] im Bewußtsein der Einzigartigkeit der Stadt Sarajewo, die als Zentrum mehrerer 
Kulturen, Volksgruppen und Religionen veranschaulicht, daß das Zusammenleben aller 
Bevölkerungsgruppen in Bosnien und Herzegowina und Beziehungen zwischen ihnen 
möglich sind, sowie der Notwendigkeit, diese Einzigartigkeit zu bewahren und jede weitere 
Zerstörung zu verhindern“17. 
                                                
9 Die Präambel einer Sicherheitsratsresolution ist insofern relevant, als dass sie zur Auslegung des 
operativen Teils der Resolution herangezogen werden kann, vgl. Wood, The Interpretation of Security 
Council Resolutions, Max Planck Yearbook of UN Law, 1998, S. 73 (86). 
10 UN-Sicherheitsrat, Resolution 824 (1993) vom 6. Mai 1993. 
11 So versteht es auch Hönes, Neue Entwicklungen im Kulturgüterschutz, 2008, S. 3. 
12 UN-Sicherheitsrat, Resolution 824 (1993) vom 6. Mai 1993, 4. Erwägungsgrund. 
13 Vgl. dazu das Zusatzprotokoll vom 8. Juni 1977 zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über 
den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll I), in Kraft getreten am 7. Dezember 
1978, BGBl. 1990 II S. 1550, das in Artikel 53 den Schutz von Kulturgut vorsieht und das Zusatzprotokoll  
vom 8. Juni 1977 zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer nicht 
internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll II), in Kraft getreten am 17. Dezember 1978, BGBl. 1990 II 
S. 1637, das diesen Schutz in Artikel 16 vorsieht. Ebenso wird der Schutz von Kulturgut in bewaffneten 
Konflikten auch in der Literatur selbstverständlich als Teil des humanitären Völkerrechts behandelt, vgl. 
dazu beispielsweise Irmscher, Kulturgüterschutz im humanitären Völkerrecht, in: Gornig/Horn/Murswiek, 
Kulturgüterschutz, 2007. 
14 UN-Sicherheitsrat, Resolution 824 (1993) vom 6. Mai 1993, 4. Erwägungsgrund. 
15 Hönes, Neue Entwicklungen im Kulturgüterschutz, 2008, S. 3. 
16 Vgl. Abtahi, Protection of Cultural Property in Times of Armed Conflict, Harv. Hum. Rts J., 2011, S. 1 
(1), der in diesem Zusammenhang davon ausgeht,„rape and damage to cultural property represented 
forms of „ethnic cleansing“. 
17 UN-Sicherheitsrat, Resolution 824 (1993) vom 6. Mai 1993, 9. Erwägungsgrund. 
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Der Sicherheitsrat spricht hier zwar nicht konkret von Kulturgut oder der Stadt als kulturellem 
Erbe, aber die Stadt wird vom Sicherheitsrat als ein Zentrum des friedlichen Zusammenlebens 
verschiedener Kulturen verstanden, so dass sie aufgrund dieser Tatsache einen besonderen 
Wert hat. Ebenso impliziert dies ein Bewusstsein des Sicherheitsrates dafür, dass die 
Zerstörung von Kulturgut ein Aspekt der Kriegsführung ist und zu einer Verschärfung des 
Konflikts beitragen kann. Der verwendete Ausdruck ist allerdings vergleichsweise schwach, 
denn der Sicherheitsrat ist sich der Notwendigkeit des Schutzes der Stadt Sarajevo lediglich 
bewusst; eine konkrete Handlungsaufforderung beispielsweise wird nicht ausgesprochen.18  
 
bb) Äußerungen des Sicherheitsrates mit unmittelbarem Bezug zum 
Kulturgüterschutz 
Im Jahr 1998 äußert sich der Sicherheitsrat eindeutiger zum Schutz von Kulturgütern. So heißt 
es in der Präambel der Resolution 1193 von 1998 zu der Situation in Afghanistan: „In 
Bekräftigung seines nachdrücklichen Eintretens für die Souveränität, territoriale Unversehrtheit 
und nationale Einheit Afghanistans sowie seiner Achtung des kulturellen und historischen Erbes 
des Landes“19. Auffällig ist hier zunächst, dass der Sicherheitsrat konkret den Begriff des 
kulturellen und historischen Erbes Afghanistans benennt. Weiterhin ist der Begriff des Erbes 
benutzt worden. Teilweise wird in der Literatur vertreten, dass der Begriff des Kulturguts 
sinngemäß mit dem Begriff des Kulturerbes gleichzustellen sei,20 der Begriff des Kulturerbes 
weise auf die Bedeutung von Kulturgütern für zukünftige Generationen hin.21 Der Ausdruck des 
Sicherheitsrates kann somit als Anhaltspunkt dafür gewertet werden, dass er die Idee eines 
Erbes von übergeordneter Bedeutung entsprechend des Übereinkommens zum Schutz des 
Kultur- und Naturerbes der Welt vom 23. November 1972 (im Folgenden Welterbekonvention 
(1972)) anerkennt.22 Der Sicherheitsrat bekundet seine Achtung des kulturellen und historischen 
Erbes Afghanistans. Diese Formulierung ist im Verhältnis zu den bereits analysierten 
Resolutionen als stärker zu bewerten, insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Begriff des 
                                                
18 In Resolution 982 (1995) wird diesem Anliegen noch einmal Nachdruck verliehen, indem der 
Sicherheitsrat anführt: „Von neuem feststellend, wie wichtig es ist, dass Sarajewo, die Hauptstadt der 
Republik Bosnien und Herzegowina, als geeinte Stadt und als Zentrum mehrerer Kulturen, Volksgruppen 
und Religionen erhalten bleibt […], UN-Sicherheitsrat, Resolution 982 (1995) vom 31. März 1995, 11. 
Erwägungsgrund. Hier geht es dem Wortlaut nach allerdings vor allem darum, eine Teilung Sarajevos zu 
verhindern und so eine Eskalation des Konflikts zu vermeiden. Ein möglicher implizierter Schutz von 
Kulturgut rückt somit deutlich in den Hintergrund.  
19 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1193 (1998) vom 28. August 1998, 6. Erwägungsgrund. Der gleiche 
Wortlaut ist in weiteren Resolutionen zu der Situation in Afghanistan zu finden, vgl. UN-Sicherheitsrat, 
Resolution 1214 (1998) vom 6. Dezember 1998, 7. Erwägungsgrund und UN-Sicherheitsrat, Resolution 
1333 (2000) vom 19. Dezember 2000, 2. Erwägungsgrund. 
20 So Gornig, Der internationale Kulturgüterschutz, in: Gornig/Horn/Murswiek, Kulturgüterschutz, 2007, S. 
17 (19). 
21 So sieht es Herzog, Kulturgut unter Wasser, 2002, S. 29, der davon ausgeht, dass der Begriff des 
Kulturerbes die immaterielle, nicht-kommerzielle Bedeutung betont. Eine Abgrenzung zwischen den 
Begriffen „Kulturgut“ und „Kulturerbe“ erscheint aufgrund unterschiedlicher Verwendung in 
völkerrechtlichen Verträgen ohne nähere Definition schwierig. Der Begriff des Kulturerbes ist aber 
tendenziell weiter, vgl. Odendahl, Kulturgüterschutz, 2005, S. 391. 
22 In der Präambel der Welterbekonvention (1972) heißt es im 2. und 6. Erwägungsgrund, dass „der 
Verfall oder der Untergang jedes einzelnen Bestandteils des Kultur- oder Naturerbes eine beklagenswerte 
Schmälerung des Erbes aller Völker der Welt darstellt“ und „Teile des Kultur- oder Naturerbes von 
außergewöhnlicher Bedeutung sind und daher als Bestandteil des Welterbes der ganzen Menschheit 
erhalten werden müssen“. 
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Erbes benutzt wird. Allerdings wird diese Achtung in einem Erwägungsgrund mit dem 
nachdrücklichen Eintreten für die Souveränität, Unabhängigkeit, territoriale Unversehrtheit und 
nationale Einheit Afghanistans genannt, so dass eine Abstufung zwischen dem Eintreten des 
Sicherheitsrats für diese Prinzipien und der Achtung des Erbes deutlich wird, da der Begriff der 
Achtung deutlich passiver ist. Aufgrund der Nennung im Anschluss an das nachdrückliche 
Eintreten für die Prinzipien wirkt der den Kulturgüterschutz betreffende Zusatz außerdem 
angehängt, so dass die Abstufung auch dadurch deutlich wird.  
 
Im Jahr 2003 äußert sich der Sicherheitsrat in der Resolution 1483 zum Irak ausführlich zu dem 
Schutz von Kulturgut. So heißt es in der Präambel „unter Betonung der Notwendigkeit, das 
archäologische, historische, kulturelle und religiöse Erbe Iraks zu achten und die 
archäologischen, historischen, kulturellen und religiösen Stätten wie Museen, Bibliotheken und 
Denkmäler weiterhin zu schützen“23. Im Verhältnis zu den vorherigen Resolutionen zeigt sich hier 
eine Ausweitung in dreierlei Hinsicht. Zunächst mahnt der Sicherheitsrat nicht nur die Achtung 
des Erbes an, sondern auch den andauernden Schutz; der Ausdruck des Schutzes impliziert 
dabei ein aktives Handeln und nicht nur das passive Unterlassen eines Angriffs, das durch den 
Begriff der Achtung erfasst wird. Außerdem wird der Begriff des zu schützenden Erbes um die 
Komponenten des archäologischen und religiösen Erbes ausgeweitet; der Schutz soll auch für 
dieses Erbe gelten, ebenso wie für Museen, Bibliotheken und Denkmäler. 
Zuletzt nennt der Sicherheitsrat in dieser Resolution außerdem die Notwendigkeit der Achtung 
des Erbes; dieser Ausdruck impliziert die Einbeziehung der Konfliktparteien, da der 
Sicherheitsrat nicht mehr nur seinen Respekt bekundet, sondern den Respekt und sogar den 
aktiven Schutz durch die Konfliktparteien indirekt einfordert und dem Anliegen so eine 
Dringlichkeit verleiht. Wenn man den Begriff des zu schützenden kulturellen Erbes des 
Sicherheitsrates mit der weiten Definition von Kulturgut in Artikel 3 der Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1954 (im Folgenden Haager 
Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954)) vergleicht24, fällt auf, dass die Aufzählung des 
Sicherheitsrates ebenfalls sehr weit ist. Auch die explizite Nennung von religiösen Stätten fällt 
diesbezüglich auf, da Kirchen und Gebetshäuser nicht per se dem Kulturgüterschutz der 
Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954) unterfallen.25 Der Sicherheitsrat benutzt 
somit einen sehr weiten Begriff des zu schützenden Kulturerbes. Ebenso zeigt sich eine 
Veränderung hinsichtlich der Stelle in den Erwägungen, an der der Kulturgüterschutz genannt 
wird: Die Anmahnung der Achtung und des Schutzes erfolgt nun in einem eigenen 
Erwägungsgrund.  
 
In Resolution 1546 aus dem Jahr 2004 ebenfalls zum Irak-Konflikt verwendet der Sicherheitsrat 
in der Präambel einen ähnlichen Wortlaut: „Betonend, dass alle Konfliktparteien das 
archäologische, historische, kulturelle und religiöse Erbe Iraks achten und schützen müssen“26. 
Der Begriff des zu schützenden Erbes ist erneut weit, allerdings fällt auf, dass die Achtung und 
der Schutz des Erbes nun in einem Satz genannt werden. Die Erwägung wirkt daher weniger 
umständlich und geradezu selbstverständlich. Weiterhin betont der Sicherheitsrat in dieser 
Resolution, dass es für alle Konfliktparteien notwendig sei, das Erbe zu achten und zu schützen. 
                                                
23 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1483 (2003) vom 22. Mai 2003, 12. Erwägungsgrund. 
24 Vgl. Irmscher, Kulturgüterschutz im humanitären Völkerrecht, in: Gornig/Horn/Murswiek, 
Kulturgüterschutz, 2007, S. 65 (66). 
25 Ebenda, S. 67. 
26 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1546 (2004) vom 8. Juni 2004, 9. Erwägungsgrund. 
 6 
Plünderungen erfolgten im Irak auch durch Bürger,27 sodass sich die Frage stellt, ob der 
Sicherheitsrat durch diesen Ausdruck zeigt, dass er auch nicht-staatliche Akteure als 
Verpflichtete sieht.28 Allerdings sind als Konfliktparteien wohl im Wesentlichen die beteiligten 
Streitkräfte gemeint und nicht Bürger, insbesondere da die USA Besatzungsmacht des Irak 
waren. Auch während dieser Zeit fanden noch Zerstörungen statt, für die unter anderem die 
Streitkräfte der US-geführten Koalition kritisiert wurden.29 Der Ausdruck verleiht der Mahnung 
des Sicherheitsrats nichtsdestotrotz mehr Nachdruck, da der Sicherheitsrat sich konkret an die 
Konfliktparteien wendet. 
 
cc) Der Schutz des kulturellen Erbes als wesentlicher Aspekt des Mali-Konflikts 
Ein neuer Ansatz des Sicherheitsrates hinsichtlich des Schutzes von kulturellem Erbe in 
bewaffneten Konflikten zeigt sich in jüngeren Resolutionen zum Mali-Konflikt. So heißt es in 
Resolution 2056 von 2012:  
 
„Unter nachdrücklicher Verurteilung der Entweihung, Beschädigung und Zerstörung von 
heiligen Stätten und Stätten von historischer und kultureller Bedeutung, insbesondere, 
aber nicht ausschließlich, der von der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur zu Weltkulturerbe erklärten Stätten, einschließlich in der Stadt 
Timbuktu”30. 
 
Der Wortlaut ist erneut stärker als in vorangegangenen Resolutionen. So verurteilt der 
Sicherheitsrat nun konkret die Zerstörung von Kulturgut und mahnt nicht nur dessen Achtung 
an. Eine nachdrückliche Verurteilung gehört zu den schärfsten Ausdrücken, derer sich der 
Sicherheitsrat in der Präambel einer Resolution bedient. Die Erwägung steht außerdem am 
Ende der Präambel kurz vor dem Beschluss, dass die Situation in Mali eine Bedrohung des 
Weltfriedens und der Sicherheit in der Region darstellt, und hat dadurch Bedeutung für die 
Qualifizierung der Situation.31 Weiterhin bezieht der Sicherheitsrat sich konkret auf die von der 
UNESCO als Weltkulturerbe anerkannten Stätten, aber darüber hinaus auch auf sonstige 
Stätten von heiliger, historischer und kultureller Bedeutung; das Verständnis des 
Sicherheitsrates von zu schützendem kulturellem Erbe ist also weiter. Gleichzeitig zeigt sich hier 
                                                
27 Vgl. Fröhder u.a., Weltkultur im Bollerwagen, 2003, ausführlicher zu den Plünderungen insbesondere 
im Nationalmuseum in Bagdad vgl. Schoen/van Ess, Das VN-Handelsverbot von 2003, 
Kunstrechtsspiegel, 2008, S. 7 (7-9). 
28 So wird der Begriff “alle Konfliktparteien” regelmäßig so verstanden, dass er auch nicht-staatliche 
Konfliktparteien einschließt; diese Argumentation wird in der Literatur insbesondere dazu genutzt, 
aufzuzeigen, dass der Sicherheitsrat sogar von einer Menschenrechtsbindung dieser Akteure ausgeht, 
siehe beispielswiese Bellal/Casey-Maslen, Enhancing Compliance with International Law by Armed Non-
State Actors, GoJIL, 2011, S. 175 (188); ebenso Pushparajah, Emerging Trends in Applying International 
Human Rights Law, IJLLJS, 2014, S. 31. Auch wenn im Irak Plünderungen durch Bürger erfolgten, so 
sind sie nicht als Konfliktpartei zu qualifizieren und daher wohl nicht gemeint. 
29 Vgl. dazu ausführlicher Forrest, International Law and the Protection of Cultural Heritage, 2010, S. 62.  
30 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2056 (2012) vom 5. Juli 2012, 14. Erwägungsgrund. 
31 So stellt Krökel in seiner Analyse von Resolutionen des Sicherheitsrates bis 1977 fest, dass der Begriff 
der Verurteilung insbesondere benutzt wurde, wenn die Verhängung von Zwangsmaßnahmen im Rahmen 
des Kapitels VII der UN-Charta möglich war oder angestrebt wurde und der Sicherheitsrat nur aufgrund 
des Konsensprinzips keine solchen Maßnahmen beschließt und spricht somit von einer „verbale[n] 
Dekompensation für die nicht beschlossenen Zwangsmaßnahmen“, Krökel, Die Bindungswirkung von 
Resolutionen des Sicherheitsrates, 1977, S. 135. 
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deutlich, dass der Sicherheitsrat die Idee eines universellen Welterbes anerkennt, das für die 
gesamte Menschheit von Bedeutung ist. 
 
In Resolution 2071 aus dem Jahr 2012 verurteilt der Sicherheitsrat die Zerstörungen von 
kulturellem Erbe dann sogar in einer Erwägung zusammen mit Menschenrechtsverletzungen:  
 
„Unter nachdrücklicher Verurteilung der von bewaffneten Rebellen, terroristischen und 
anderen extremistischen Gruppen im Norden Malis begangenen 
Menschenrechtsverletzungen, darunter Gewalthandlungen gegen die Zivilbevölkerung, 
namentlich Frauen und Kinder, Tötungen, Geiselnahmen, Plünderungen, Diebstahl, die 
Zerstörung kultureller und religiöser Stätten und die Einziehung von Kindersoldaten […]”32.  
 
Die Zerstörung von kulturellen und religiösen Stätten erfährt somit eine Gleichstellung mit 
Menschenrechtsverletzungen. Dies ist insbesondere relevant, da die massive Verletzung von 
Menschenrechten und dem humanitären Völkerrecht in einem bewaffneten Konflikt in der Praxis 
des Sicherheitsrates ein wichtiger Aspekt für den Beschluss von Zwangsmaßnahmen nach 
Kapitel VII und somit gegebenenfalls sogar der Autorisierung von militärischer Gewalt ist.33 Die 
Zerstörung von kulturellem Erbe erhält somit deutlich mehr Relevanz bei der Frage, ob eine 
Situation eine Bedrohung des Friedens im Sinne des Artikels 39 UN-Charta darstellt. Im Hinblick 
auf die Gleichstellung mit Menschenrechtsverletzungen ist allerdings zu beachten, dass der 
Sicherheitsrat sich nur auf die Zerstörung kultureller und religiöser Stätten bezieht. Gemeint ist 
somit wohl insbesondere die Verletzung der Religionsfreiheit entsprechend Artikel 18 des 
Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte,34 die auch die Ausübung 
beinhaltet. Eine solche Ausübung kann durch massive Zerstörungen von Religionsstätten 
verhindert und die Religionsfreiheit somit verletzt werden.  
 
Im Verhältnis zu der vorangegangenen Resolution 2056 fällt außerdem auf, dass der 
Sicherheitsrat nicht nur die Zerstörung von kulturellem Erbe verurteilt, sondern auch Plünderung 
und Diebstahl und somit das verurteilte Verhalten ausweitet und gleichzeitig konkretisiert. Hinzu 
kommt, dass der Sicherheitsrat in der Erwägung unterstreicht, dass eine Strafverfolgung durch 
                                                
32 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2071 (2012) vom 12. Oktober 2012, 14. Erwägungsgrund. Ein nahezu 
identischer Wortlaut findet sich in der Präambel der Resolution 2085, vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 
2085 (2012) vom 20. Dezember 2012, 6. Erwägungsgrund. 
33 So stellt der Sicherheitsrat fest, dass „die gezielten Angriffe auf die Zivilbevölkerung oder andere 
geschützte Personen und die Begehung systematischer, flagranter und breit angelegter Verstöße  gegen 
das humanitäre Völkerrecht und die Menschenrechte in Situationen bewaffneten Konflikts eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darstellen können“, UN-Sicherheitsrat, 
Resolution 1296 (2000) vom 19. April 2000, Absatz 5. Ob darüber hinaus massive 
Menschenrechtsverletzungen ohne das Vorliegen eines bewaffneten Konflikts in der Praxis des 
Sicherheitsrats eine Friedensbedrohung darstellen, erscheint unklar, vgl. Krisch in: 
Simma/Kahn/Paulus/Nolte, The Charter of the UN II, 2012, Art. 39, Rn. 25-27, der es ablehnt. Ebenso 
zweifelnd d’Argent/d’Aspremont Lynden/Dopagne/Van Steenberghe, in: Cot/Pellet/Forteau, La Charte 
des Nations Unies I, 2005, Art. 39, S. 1155-1157. 
34 „Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die 
Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und die 
Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder 
privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser Bräuche, Ausübung und Unterricht zu bekunden.“ Artikel 
18 Abs. 1 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 1966, in 
Kraft getreten am 23. März 1976, BGBl. 1973 II S. 1553. 
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den Internationalen Strafgerichtshof für einige der genannten Verbrechen möglich sei.35 
Zerstörungen von kulturellem Erbe können gemäß dem Romstatut strafbar sein36 und werden 
somit von dieser Formulierung grundsätzlich erfasst. In Resolution 2100 verurteilt der 
Sicherheitsrat Menschenrechtsverletzungen und in der darauffolgenden Aufzählung nennt er 
erneut die Zerstörung von kulturellem und historischem Erbe und bezieht sich auf Akte von 
Gruppen oder Personen.37 Hier zeigt sich somit deutlich, dass der Sicherheitsrat auch nicht-
staatliche Akteure als Verpflichtete erachtet. Diese Resolutionen stellen den vorläufigen 
Höhepunkt in der Entwicklung des Schutzes von kulturellem Erbe in bewaffneten Konflikten im 
Rahmen der Präambeln dar. Im Folgenden werden die in dem verbindlichen Teil der 
Resolutionen beschlossenen Maßnahmen analysiert. 
 
b) Der verstärkte Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten im operativen 
Teil der Resolutionen 
Im Hinblick auf den Konflikt zwischen Irak und Kuwait fordert der Sicherheitsrat im Anschluss an 
den Konflikt in Resolution 686 aus dem Jahr 1991 den Irak auf, die gesamten beschlagnahmten 
Vermögenswerte zurückzugeben.38 Es werden somit nicht explizit Kulturgüter benannt, 
allerdings gab es zahlreiche Beschlagnahmungen in kuwaitischen Museen, so dass der Kontext 
darauf schließen lässt, dass der Sicherheitsrat zumindest auch Kulturgut meint.39 Der 
Sicherheitsrat zeigt somit, dass er die Rückführung von Kulturgut für einen wichtigen Aspekt im 
Anschluss an einen Konflikt hält. 
In Resolution 808 von 1993 beschließt der Sicherheitsrat im Rahmen von Kapitel VII der UN-
Charta, ein Gericht zur Strafverfolgung von Individuen für die Begehung bestimmter Straftaten 
während des Jugoslawienkonflikts zu schaffen und verabschiedet ein entsprechendes Statut.40 
Das Statut spricht zwar nicht direkt von der Zerstörung kulturellen Erbes oder kulturellen 
Eigentums, aber Artikel 3d) nennt unter Verstößen gegen die Gesetze oder Gebräuche des 
Krieges die „Inbesitznahme, Zerstörung oder vorsätzliche Beschädigung von Einrichtungen, die 
der Religion, der Wohltätigkeit und der Erziehung, den Künsten und den Wissenschaften 
gewidmet sind, von geschichtlichen Denkmälern und von Werken der Kunst und der 
Wissenschaft“41 und übernimmt so die wesentlichen Merkmale, die auch die Haager 
Landkriegsordnung von 1907 als schützenswert nennt.42 Der Sicherheitsrat versteht somit die 
                                                
35 „[B]etonend, dass einige dieser Handlungen möglicherweise Verbrechen nach dem Römischen Statut 
darstellen und dass die Täter zur Rechenschaft gezogen werden müssen, und feststellend, dass die 
Übergangsbehörden Malis die seit Januar 2012 herrschende Situation am 13. Juli 2012 dem 
Internationalen Strafgerichtshof unterbreitet haben […]“, UN-Sicherheitsrat, Resolution 2071 (2012) vom 
12. Oktober 2012, 14. Erwägungsgrund. 
36 Vgl. Artikel 8(2)b)ix Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998, in Kraft 
getreten am 1. Juli 2002, BGBl. 2000 II S. 1394. 
37 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2100 (2013) vom 25. April 2013, 9. Erwägungsgrund. 
38 UN-Sicherheitsrat, Resolution 686 (1991) vom 2. März 1991, Absatz 2d. 
39 So sieht es Forrest, International Law and the Protection of Cultural Heritage, 2010, S. 60. 
40 UN-Sicherheitsrat, Resolution 808 (1993) vom 22. Februar 1993, Absatz 1. 
41 Artikel 3d Statut des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien, verabschiedet 
am 15. Mai 1993 durch Resolution 827 des Sicherheitsrats (UN-Sicherheitsrat, Resolution 827 (1993) 
vom 25. Mai 1993). 
42 So Abtahi, Protection of Cultural Property in Times of Armed Conflict, Harv Hum. Rts. J., 2001, S. 1 (6), 
vgl. dazu Art. 27 Abkommen vom 18. Oktober 1907 betreffend die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs mit Anlage zum Abkommen: Ordnung der Gesetze und Gebräuche des Landkriegs, in Kraft 
getreten am 26. Januar 1910, RGBl. 1910 S. 107 (Haager Landkriegsordnung). 
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Zerstörung von Kulturgut als ein Verbrechen von so schwerwiegendem Ausmaß, dass ein 
internationales Strafgericht die Aufarbeitung dieser Verbrechen übernehmen soll. 
 
Eine weitere wichtige Maßnahme43 ergreift der Sicherheitsrat im Jahr 2003 im Hinblick auf den 
Konflikt im Irak. In der bereits analysierten Resolution 1483 (2003) beschließt er ein 
Handelsverbot für alle Mitgliedsstaaten für irakische Kulturgüter und „andere[n] Gegenständen 
von archäologischer, historischer, kultureller und religiöser Bedeutung und wissenschaftlichem 
Seltenheitswert“44, die seit 1990 illegal aus dem Irak ausgeführt wurden. Der Sicherheitsrat 
verwendet nun den Begriff der Kulturgüter. Hinzu kommt, dass sich aus den Bestimmungen 
des Handelsverbots ein weitreichender Schutz ergibt: Zunächst ist der Begriff des zu 
schützenden Kulturguts aufgrund des Zusatzes sehr weit. Weiterhin erfasst das Handelsverbot 
alle Objekte, hinsichtlich derer der begründete Verdacht besteht, dass sie seit 1990 illegal aus 
dem Irak entwendet wurden. Aufgrund des Ausmaßes der Plünderungen ist davon auszugehen, 
dass die meisten, wenn nicht sogar alle in diesem Zeitraum aus dem Irak ausgeführten Objekte, 
illegal ausgeführt wurden.45 Im Völkervertragsrecht gibt es für diesen Bereich insbesondere die 
UNESCO-Konvention gegen illegalen Handel mit Kulturgut (1970).46 Sie hatte allerdings im Jahr 
2003 nur 95 Mitgliedsstaaten.47 Das Handelsverbot des Sicherheitsrates führte also dazu, dass 
auch Nicht-Mitgliedsstaaten der Konvention dazu verpflichtet waren, ihre nationale 
Gesetzgebung so anzupassen, dass der weltweite Markt für gestohlenes irakisches Kulturgut 
erstickt werden kann.48 Der Sicherheitsrat ergänzt somit das bestehende Völkervertragsrecht 
durch eine für alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen verbindliche Maßnahme und 
verdeutlicht so die erhebliche Bedeutung, die er der Rückkehr von Kulturgut im Anschluss an 
einen Konflikt beimisst. 
 
Eine weitere verbindliche Maßnahme wurde jüngst im Hinblick auf den Mali-Konflikt beschlossen 
und hat die wohl größte Bedeutung für den Kulturgüterschutz durch den Sicherheitsrat. In 
Resolution 2100 aus dem Jahr 2013 beschließt der Sicherheitsrat im Rahmen von Kapitel VII 
die Peacekeeping-Mission „United Nations Multidimensional Integrated Stabilization Mission” 
(MINUSMA), die in Mali tätig werden soll.49 Das Mandat der Mission umfasst zum ersten Mal die 
Unterstützung für die Erhaltung des Kulturguts: Die Mission soll der Übergangsregierung nach 
Bedarf dabei behilflich sein, die kulturellen und historischen Stätten Malis vor Angriffen zu 
schützen.50 Der Sicherheitsrat sieht die Zerstörung von Kulturgut hier also als einen so wichtigen 
                                                
43 In Resolution 1214 (1998) ermutigt der Sicherheitsrat den Generalsekretär eine Mission zu entsenden, 
die schwere Verstöße des humanitären Völkerrechts untersucht, darunter die Zerstörung von religiösen 
Stätten, vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 1214 (1998) vom 8. Dezember 1998, Absatz 6. Die Zerstörung 
von religiösen Stätten wird in einer Erwägung mit massenhaften Tötungen genannt und so hinsichtlich der 
Relevanz aufgewertet. Allerdings hat diese Maßnahme darüber hinaus keine besondere Bedeutung, 
insbesondere vor dem Hintergrund der bereits erfolgten Errichtung des Straftribunals, die zeigt, dass der 
Sicherheitsrat die Aufarbeitung für wichtig erachtet.  
44 Vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 1483 (2003) vom 22. Mai 2003, Absatz 7. 
45 Vgl. Phuong, Protection of Iraqi Cultural Property, Int’l Comp. L. Q., 2004, S. 985 (993). 
46 Es erlegt den Staaten unter anderem Kontrollpflichten auf, damit Museen keine illegal exportieren 
Objekte erwerben (Art. 7(a)) und keine illegalen Objekte in andere Mitgliedsstaate in andere 
Mitgliedsstaaten importieren (Art 7(b)(i)). Das vom Sicherheitsrat beschlossene generelle Verbot des 
Handels und der Weitergabe erscheint somit noch weitgehender. 
47 Vgl. v. Schorlemer, Cultural Heritage Law, in: Nafziger/Nicgorski, Cultural Heritage Issues, 2010, S. 137 
(152). 
48 Vgl. Phuong, Protection of Iraqi Cultural Property, Int’l Comp L.Q., 2004, S. 985 (993). 
49 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2100  (2013) vom 25. April 2013, Absatz 7. 
50 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2100  (2013) vom 25. April 2013, Absatz 16 (f). 
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Aspekt des Konflikts an, dass er es für notwendig erachtet, während des Konflikts einzugreifen 
und einer weiteren Zerstörung mithilfe einer Peacekeeping-Mission vorzubeugen. Er greift somit 
deutlich früher ein als bisher. Am Ende der Resolution legt der Sicherheitsrat der Mission 
außerdem nahe, „in der Nähe kultureller und historischer Stätten mit Bedacht vorzugehen“51. 
Der Zusatz befindet sich im operativen Teil der Resolution, allerdings erscheint die Wortwahl 
„nahe legen“ verhältnismäßig schwach. Wenn der Sicherheitsrat in seinen Resolutionen 
„appelliert“ (“appeals“) wird dies als eine Aufforderung verstanden, die nicht verbindlich ist.52 Von 
der allgemeinen Wortbedeutung ausgehend erscheint der Begriff „nahe legen“ im Vergleich 
dazu nicht stärker; dies spricht gegen eine Rechtsverbindlichkeit. Der zurückhaltende Ausdruck 
könnte somit zum einen dazu dienen, die Bedeutung von Kulturgut zu unterstreichen um ein 
stärkeres Bewusstsein für den Schutz von Kulturgut während einer Mission zu fördern. Zum 
anderen wäre es ebenfalls möglich, dass der Sicherheitsrat durch diesen Zusatz beabsichtigt, 
einen ersten Schritt in Richtung einer völkerrechtlichen Sorgfaltspflicht zu machen, die über die 
Verpflichtung der Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954), Kulturgut nicht ohne 
eine militärische Notwendigkeit zu zerstören53, hinausgeht. Dies erscheint vor dem Hintergrund, 
dass der Sicherheitsrat gerade in den Resolutionen zum Mali-Konflikt die Bedeutung des 
Kulturgüterschutzes in bewaffneten Konflikten nachdrücklicher betont als zuvor, durchaus 
denkbar. In jedem Fall zeigt sich durch den Zusatz die Relevanz des Themas für den 
Sicherheitsrat. 
 
2. KONFLIKTE IN JÜNGERER VERGANGENHEIT OHNE EINGREIFEN DES SICHERHEITSRATES  
Trotz der Tendenz zu einer verstärkten Berücksichtigung von Kulturgut in bewaffneten 
Konflikten durch den Sicherheitsrat stellt sich die Frage der Konstanz des Sicherheitsrates in 
diesem Bereich. In den vom Sicherheitsrat im April 2012 beschlossenen Resolutionen 2042 und 
204354 zum Syrien-Konflikt gibt es keine Hinweise auf den Schutz von Kulturgut. Ebenso 
erfolgte kein Hinweis in der nach Überwindung der Blockade des Sicherheitsrates 
beschlossenen Resolution 211855. Dies lässt sich insbesondere im Hinblick auf die zuletzt 
genannte Resolution wohl damit begründen, dass die Blockade nur bezüglich der Aufforderung 
zur Zerstörung des syrischen Chemiewaffenprogramms überwunden werden konnte. Die 
Zerstörung von Kulturgut wird allerdings in den Sitzungen des Sicherheitsrates diskutiert.56  
Im Rahmen des Libyen-Konflikts gibt es bislang keine eigene Mission der Vereinten Nationen, 
allerdings autorisierte der Sicherheitsrat im Jahr 2011 die Anwendung militärischer Gewalt zum 
                                                
51 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2100  (2013) vom 25. April 2013, Absatz 32. 
52 Vgl. Krisch, Selbstverteidigung und kollektive Sicherheit, 2001, S. 77, der außerdem einige 
Standardformulierungen aufzeigt und weniger eindeutige Formulierungen analysiert. Zu der Interpretation 
von Resolutionen des Sicherheitsrates allgemein siehe außerdem Papastavridis, Interpretation of Security 
Council Resolutions under Chapter VII, Int’l Comp. L.Q, 2007. 
53 Vgl. Artikel 4 der Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954), der die Nutzung von Kulturgut 
und dessen Umgebung zu militärischen Zwecken verbietet (Abs. 1), ebenso wie feindselige Handlungen 
gegen diese Güter mit Ausnahme der militärischen Notwendigkeit (Abs. 2). Ebenfalls untersagt sind 
Diebstahl, Plünderungen und andere widerrechtliche Inbesitznahme von Kulturgut und sinnlose 
Zerstörung (Abs. 3 (1.)). 
54 Vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 2042 (2012) vom 14. April 2012 und Resolution 2043 (2012) vom 
21. April 2012. 
55 UN-Sicherheitsrat, Resolution 2118 (2013) vom 27. September 2013. 
56 Vgl. Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 9. Ebenso hat der Sonderbeauftragte für den 
Syrien-Konflikt bereits im September 2012 in einem Briefing des Sicherheitsrates von umfangreichen 
Zerstörungen von kulturellem Erbe berichtet. Er betont, dass die Zerstörung seiner Auffassung nach ein 
Indiz für den Ernst der Lage in Syrien ist, vgl. Brahimi, Briefing to the Security Council, 2012, Absatz 11-
14. 
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Schutz der Zivilbevölkerung.57 Er weist jedoch nicht auf den Schutz des Kulturerbes hin wie es 
jüngst in der Mali-Resolution geschehen ist. Die UNESCO allerdings appellierte noch während 
des Einsatzes an die North Atlantic Treaty Organization (NATO), Kulturgut zu schützen58 und 
vereinzelt gab es sogar Stimmen, die eine Beschädigung von Kulturgut durch die NATO-
Streitkräfte behaupteten.59 
Im Rahmen des Mali-Konflikts zeigt sich somit zum ersten Mal ein Bewusstsein des 
Sicherheitsrates für den Kulturgüterschutz auch in von ihm autorisierten Einsätzen. 
 
3. ZWISCHENERGEBNIS 
Die Analyse zeigt, dass der Schutz von Kulturgut durch den Sicherheitsrat seit 1990 deutlich 
stärker geworden ist. Dieses Ergebnis ergibt sich zum einen aus der veränderten Wortwahl des 
Sicherheitsrates in den Präambeln, die zunehmend schärfer wird und sich von passiver 
Anmahnung der Achtung von kulturellem Erbe hin zu einer aktiven nachdrücklichen Verurteilung 
entwickelt hat und so ein mögliches gezieltes Eingreifen des Sicherheitsrats impliziert. Zum 
anderen ist dieses Ergebnis aus der Platzierung innerhalb der Präambel abzuleiten, die eine 
erhöhte Relevanz der Problematik der Zerstörung von Kulturgut in einem Konflikt ausdrückt. 
Insbesondere das geäußerte Verständnis von Zerstörungen kulturellen und religiösen Erbes als 
Menschenrechtsverletzungen impliziert eine erhebliche Aufwertung des Kulturgutschutzes. Der 
Bereich des Kulturgüterschutzes in bewaffneten Konflikten rückt somit in die Nähe des Begriffs 
der menschlichen Sicherheit60 und hat so eine besondere Relevanz. 
Im Bereich der rechtlich verbindlichen Maßnahmen zeigt sich eine ähnliche Tendenz. Der 
Sicherheitsrat hat den Begriff des Kulturguts zunächst nicht benutzt. Er misst der Rückführung 
von Kulturgut im Anschluss an einen Konflikt aber implizit eine hohe Bedeutung bei. Insgesamt 
waren sowohl die Errichtung des Straftribunals für das ehemalige Jugoslawien, als auch die 
Maßnahmen hinsichtlich der Rückführung von Kulturgut immer Maßnahmen, die erst im 
Anschluss an Entwendungen oder Zerstörungen erfolgten. Der Sicherheitsrat hat somit nicht 
während eines Konflikts aktiv eingegriffen. Dies hat sich allerdings geändert, da in Mali erstmals 
eine Mission während eines Konflikts mit dem Schutz von Kulturgut beauftragt wurde. 
Insbesondere das weitreichende  Handelsverbot für irakisches Kulturgut und die Peacekeeping-
Mission zum Schutz während des laufenden Konflikts zeigen, dass der Sicherheitsrat dem 
Schutz von Kulturgut eine deutlich stärkere Bedeutung beimisst. Diese Maßnahmen erfolgten in 
den gleichen Resolutionen, in denen sich auch die Wortwahl in der Präambel deutlich 
veränderte, so dass die Entwicklungen parallel verlaufen. Die Zerstörung von Kulturgut in 
bewaffneten Konflikten scheint mittlerweile ein Aspekt zu sein, der geradezu selbstverständlich 
auch vom Sicherheitsrat diskutiert wird. 
                                                
57 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1973 (2011) vom 17. März 2011, Absatz 4. 
58 Vgl. Bräutigam, Libyen-Konflikt, 2011. 
59 So der russische Journalist und Wissenschaftler Nikolai Sologubovsky, der außerdem vor massiven 
Plünderungen warnte und die Situation mit der Situation im Irak 2003 verglich, vgl. Radyuhin, Massive 
looting of ancient artefacts underway in Libya, 2011. 
60 Der Begriff der „human security“ bezog sich ursprünglich insbesondere darauf, dass das Konzept der 
nationalen Sicherheit nach Ende des Kalten Krieges nicht mehr ausreicht und ein umfassendes Konzept 
notwendig ist, das das Individuum in den Mittelpunkt stellt und Gefahren durch beispielsweise 
Krankheiten, Umweltverschmutzung und Armut ebenfalls umfasst, vgl. Human Development Program, 
Human Development Report, 1994, insbesondere S. 24. Im Hinblick auf den Sicherheitsrat meint der 
Begriff vor allem das verstärkte Engagement zum Schutz von Individuen, darunter insbesondere den 
Schutz von Zivilisten in bewaffneten Konflikten, Menschenrechtsverletzungen und die Verletzung 
demokratischer Prinzipien, vgl. Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Art. 
39, Rn. 22-29.  
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III. DIE KOMPETENZ DES SICHERHEITSRATES HINSICHTLICH DES 
SCHUTZES VON KULTURGUT IN BEWAFFNETEN KONFLIKTEN IM 
RAHMEN VON KAPITEL VII DER UN-CHARTA 
 
Der Sicherheitsrat kann im Rahmen von Kapitel VII tätig werden, wenn er gemäß Artikel 39 UN-
Charta feststellt, dass „eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung 
vorliegt“. Ebenso sollen die ergriffenen Maßnahmen nach Artikel 41 und 42 UN-Charta den 
Weltfrieden und die internationale Sicherheit wahren oder wiederherstellen. Es stellt sich daher 
die Frage, inwiefern der Kulturgüterschutz einen Aspekt der internationalen Sicherheit oder des 
Weltfriedens darstellt.  
 
1. ZERSTÖRUNGEN VON KULTURGUT ALS ASPEKT EINER FRIEDENS-BEDROHUNG IM SINNE 
DES ARTIKELS 39 UN-CHARTA 
Wenn der Sicherheitsrat in seinen Erwägungen den Schutz von kulturellem Erbe anmahnt, 
impliziert dies, dass die Zerstörung von kulturellem Erbe ein Aspekt des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit im Sinne des Artikels 39 UN-Charta ist. In den bereits analysierten 
Resolutionen ist die Zerstörung von Kulturgut immer nur ein Aspekt unter anderen, anhand 
derer der Sicherheitsrat aufzeigt, dass eine Situation eine Bedrohung des Friedens darstellt. 
Davon ausgehend wird im Folgenden zum einen aufgezeigt, inwiefern die Zerstörung von 
Kulturgut dazu beitragen kann, dass eine Situation als eine Bedrohung des Friedens eingestuft 
wird, und zum anderen, inwiefern die Zerstörung von Kulturgut allein eine Friedensbedrohung 
darstellen kann. 
Die absichtliche Zerstörung von kulturellem Erbe in einem bewaffneten Konflikts kann 
insbesondere durch ihre psychologische Bedeutung als ein wichtiger Aspekt eines Konflikts 
gewertet werden. Sie betrifft regelmäßig die Werte und Identität einer Gesellschaft und schadet 
daher langfristig; es handelt sich somit vielfach nicht um einen Kollateralschaden.61 Vielmehr 
geht es darum, den Konflikt weiter aufzuheizen und eine Versöhnung zu blockieren.62 Es 
besteht somit die Gefahr einer Ausweitung und einer Verschärfung eines Konflikts durch diese 
Zerstörungen, so dass die Kompetenz des Sicherheitsrats im Rahmen von Kapitel VII tätig zu 
werden nahe liegt.  
Ob die massive vorsätzliche Zerstörung von Kulturgut allein eine Friedensbedrohung darstellt 
und somit eine Maßnahme nach Kapitel VII rechtfertigt, erscheint problematischer. Denkbar 
wäre ein Eingreifen des Sicherheitsrates, wenn das Risiko eines bewaffneten Konflikts besteht. 
Ein solches Vorgehen wäre in Anlehnung an die Praxis des Sicherheitsrates zu der Verletzung 
von Menschenrechten denkbar, da der Sicherheitsrat die massive Verletzung von 
Menschenrechten jedenfalls dann als Bedrohung des Weltfriedens einstuft, wenn das Risiko 
eines bewaffneten Konflikts besteht.63 Ein weiterer möglicher Ansatz wäre die Verletzung von 
                                                
61 Vgl. Bokova, Culture in the Cross Hairs, 2012. Ähnlich sieht es auch Hirad Abtahi, der im Hinblick auf 
Zerstörungen während des Jugoslawien-Konflikts davon spricht, dass es sich um „ethnic cleansing“ 
handelte, Abtahi, Protection of Cultural Property in Times of Armed Conflict, Hum. Rts J., 2001, S. 1 (1). 
62 Vgl. Bokova, Culture in the Cross Hairs, 2012. Sie geht davon aus, dass Warlords die Zerstörungen 
von Kulturgut auch aufgrund der hohen medialen Aufmerksamkeit gezielt nutzen. 
63 Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Art. 39, Rn. 25 unter 
Bezugnahme auf UN-Sicherheitsrat, Resolution 217 (1965) vom 20. November 1965. Auch nach Ende 
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Menschenrechten, die in der Zerstörung von kulturellem Erbe enthalten sein kann, wie 
beispielsweise im Fall der Religionsfreiheit. Der Sicherheitsrat äußert dieses Verständnis bereits 
implizit (s.o. II. 1. a) cc)). Es zeigt sich somit die Nähe zu dem Konzept der „responsibility to 
protect“64, die zumindest mit Hinblick auf die Religionsfreiheit in Zukunft eine Rolle spielen 
könnte. Darüber hinaus zeigt sich durch die „responsibility to protect“ ein verändertes 
Verständnis der Souveränität eines Staates in der internationalen Staatengemeinschaft. Diese 
Souveränität ist nicht mehr grenzenlos.65 Diese generelle Entwicklung könnte sich in der Zukunft 
auch auf den Schutz von Kulturgut übertragen, für den sich die gesamte internationale 
Gemeinschaft verantwortlich fühlt und die Souveränität eines Staates von dessen Einsatz für 
den Schutz von Kulturgut abhängig macht. So wäre es für die Zukunft zumindest im Fall einer 
sehr umfassenden Zerstörung von Kulturgut, die einem kulturellen Genozid gleich kommt, 
denkbar, die Situation als eine Bedrohung des Friedens einzustufen und so ein Eingreifen des 
Sicherheitsrates zu legitimieren.  
Letztlich hat der Sicherheitsrat schon aufgrund des Wortlauts des Artikels 39 UN-Charta ein 
recht weites Ermessen bei der Qualifikation einer Situation66, so dass eine Weiterentwicklung in 
diesem Bereich nicht ausgeschlossen scheint. 
 
2. DIE KOMPETENZ HINSICHTLICH DER BESCHLOSSENEN MAßNAHMEN 
Weiterhin ist zu hinterfragen, inwieweit der Sicherheitsrat die Kompetenz hat, Maßnahmen 
gemäß Artikel 41 und 42 UN-Charta zum Kulturgüterschutz zu beschließen. Grundsätzlich legt 
schon der Wortlaut des Artikels 41 UN-Charta nahe, dass die Aufzählung der möglichen nicht-
militärischen Maßnahmen nicht abschließend ist.67 Ebenso ist der Wortlaut des Artikels 42 UN-
Charta weit gefasst und sieht lediglich vor, dass die militärischen Maßnahmen zur Wahrung 
oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlich sein 
müssen.  
                                                                                                                                                   
des Kalten Krieges sieht er keine klare Linie des Sicherheitsrates, Menschenrechtsverletzungen per se als 
Bedrohung des Weltfriedens zu qualifizieren, vgl. Rn. 27.   
64 Der Begriff der „Responsibility to protect“ basiert auf der Annahme, dass jeder Staat zum Schutz seiner 
Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischen Säuberungen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verpflichtet ist; wenn er dieser Pflicht allerdings nicht nachkommt, greift die internationale 
Gemeinschaft durch den Sicherheitsrat mit friedlichen oder militärischen Mitteln im Rahmen von Kapitel 
VII zum Schutz der Bevölkerung ein, vgl. Generalversammlung der Vereinten Nationen (UN-
Generalversammlung), Resolution 60/1, Ergebnis des Weltgipfels 2005, 16. September 2005, Absatz 
138f.. In Resolution 1973 (2011) zu Libyen beruft der Sicherheitsrat sich unter anderem auf diese 
Verantwortung des libyschen Staates und erlaubt die Anwendung von Gewalt zum Schutz der 
Zivilbevölkerung, vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 1973 (2011) vom 17. März 2011, 4. Erwägungsgrund 
der Präambel und Absatz 4. Die Souveränität eines Staates beinhaltet somit die Verpflichtung zum Schutz 
seiner Bevölkerung, vgl. International Commission on Intervention and State Sovereignty, Responsibility to 
Protect, 2011, S. XI. 
65 So geht Anne Peters davon aus, dass aufgrund dieser Entwicklungen Souveränität nicht mehr als 
Letztbegründung des Völkerrechts fungieren kann, sondern von „humanity“ als rechtlichem Prinzip 
abhängt, dem zufolge Menschenrechte, Bedürfnisse und Sicherheit respektiert werden müssen, vgl. 
Peters, Humanity as the A and Ω of Sovereignty, EJIL 2009, S. 513 (514).  
66 Krisch in Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, Art. 39, Rn. 4. Teilweise wird in diesem 
Zusammenhang auch von einem unbegrenzten Ermessen des Sicherheitsrates gesprochen, vgl. 
d’Argent/d’Aspremont Lynden/Dopagne/Van Steenberghe, in: Cot/Pellet/Forteau, La Charte des Nations 
Unies I, 2005, Art. 39, S. 1141f.. 
67 Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Art. 41, Rn. 12. 
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Die Kompetenz des Sicherheitsrates ein Tribunal zu schaffen,68 das auch für die Verfolgung von 
Zerstörungen von Kulturgütern zuständig ist, ergibt sich aus der Hypothese, dass ein 
dauerhafter Frieden nur erreicht werden kann, wenn die Verbrechen durch ein Tribunal 
aufgearbeitet und die Verantwortlichen ausfindig gemacht werden.69 Ebenso ist die angeordnete 
Restitution von kuwaitischem Kulturgut durch den Irak zu Beginn der neunziger Jahre70 
einzustufen: Wenn die Entwendung von Kulturgut als Strategie zur Schwächung der 
gegnerischen Konfliktpartei eingesetzt wird, ist die anschließende Rückführung notwendig für 
einen dauerhaften Frieden. Die Anordnung der Rückführung ist somit im Kontext dazu zu sehen, 
dass der Sicherheitsrat beispielsweise durch Übergangsverwaltungen71 im Anschluss von 
Konflikten eine Konsolidierung des Friedens beabsichtigt. Dazu gehört ebenfalls die Rückkehr 
von Kulturgut, um die Identität des Landes zu stärken. Etwas weniger eindeutig erscheint vor 
diesem Hintergrund das 2003 beschlossene Handelsverbot für irakische Kulturgüter. Massive 
Plünderungen im Irak erfolgten durch irakische Bürger,72 sodass der Handel nicht direkt auf die 
andere Konfliktpartei zurückgeführt werden kann, die diese Kulturgüter auch nicht im Besitz hat. 
Allerdings lässt es sich trotzdem als eine erforderliche Maßnahme qualifizieren, wenn man den 
Aspekt des Wiederaufbaus einer Gesellschaft und deren Identität in den Vordergrund stellt.73 Ein 
zweiter Aspekt, der hinsichtlich des Handelsverbots schwierig erscheint, ist die Tatsache, dass 
der Sicherheitsrat das bestehende Völkervertragsrecht durch seinen Beschluss ergänzt und 
damit faktisch als Legislativorgan auftritt; insofern wird diese Resolution in einer Reihe mit 
Resolution 1540 (2004) und Resolution 1373 (2001) gesehen.74  
                                                
68 Die Frage, ob der Sicherheitsrat im Rahmen von Kapitel VII überhaupt ein Gericht schaffen kann, wurde 
von dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien positiv beantwortet, vgl. 
International Criminal Tribunal for the former Yugoslavia, Appeals Chamber, Decision on the Defence 
Motion for Interlocutory Appeal on Jurisdiction, 2. Oktober 1995, Prosecutor v. Tadic, IT-94-1, 
insbesondere Rn. 33-38. 
69 So beruft der Sicherheitsrat sich in der Präambel der Resolution 808 vom 22. Februar 1993 
insbesondere auf die andauernden Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, die eine Gefahr für den 
Frieden und die internationale Sicherheit darstellen, und stellt fest, dass die Errichtung eines Straftribunals 
dazu beiträgt, diese Verbrechen zu beenden, vgl. UN-Sicherheitsrat, Resolution 808 (1993) vom 22. 
Februar 1993, 6.–9. Erwägungsgrund. Die Errichtung des Tribunals zeigt einen Friedensbegriff, der „auf 
nachhaltige Sicherung friedensstiftender gesellschaftlicher Strukturen baut“, v. Arnauld, Völkerrecht, 
2014, Rn. 1042. Diese Maßnahme lässt sich somit im Kontext eines positiven Friedensbegriffs sehen: Ein 
solcher Friedensbegriff beinhaltet nicht nur die Abwesenheit von militärischer Gewalt, sondern auch den 
Aufbau von Strukturen, die die politische, wirtschaftliche und soziale Entwicklung eines Staates 
begünstigen, vgl. d’Argent/d’Aspremont Lynden/Dopagne/van Steenberghe, in: Cot/Pellet/Forteau, La 
Charte des Nations Unies I, 2005, Art. 39, S.1145f..  
70 Siehe zu der Entwendung von Kulturgütern durch den Irak ebenso wie die Restitution in Folge der 
Resolution des Sicherheitsrates Oyer, The 1954 Hague Convention for the Protection of Cultural 
Property, Columbia-VLA J.L. & Arts 1999, S. 49 (58-60). 
71 Beispielsweise in Osttimor (UN-Sicherheitsrat, Resolution 1272 (1999) vom 25. Oktober 1999, Absatz 
1) oder im Kosovo (UN-Sicherheitsrat, Resolution 1244 (1999) vom 10. Juni 1999, Absatz 10). 
72 Vgl. Fröhder u.a., Weltkultur im Bollerwagen, 2003. 
73 Hinzu kommt eine mögliche Verantwortlichkeit der Alliierten, die die Plünderungen nicht verhindert 
haben, und die als Motivation für das Handelsverbot eine Rolle gespielt haben könnte. Siehe zur 
Staatenverantwortlichkeit Schoen/Van Ess, Das VN-Handelsverbot von 2003, Kunstrechtsspiel 2008, S. 
7 (9f.), die sie bejahen. 
74 Vgl. v. Schorlemer, Cultural Heritage Law, in: Nafziger/Nicgorski, Cultural Heritage Issues, 2010, S. 137 
(153). In Resolution 1373 (2001) beispielsweise verpflichtet der Sicherheitsrat die Mitgliedsstaaten zu 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus, darunter beispielsweise die Verhinderung der 
Finanzierung (Absatz 1a)), das Einfrieren von Geldern (Absatz 1c)), vgl.  UN-Sicherheitsrat, Resolution 
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Ob der Sicherheitsrat dazu im Rahmen von Kapitel VII befugt ist, ist umstritten.75 Für die Zwecke 
dieses Beitrags ist lediglich anzumerken, dass der Sicherheitsrat das bestehende 
Völkervertragsrecht insofern ergänzt, als dass Verpflichtungen sich nun auf alle Mitgliedsstaaten 
erstecken. Das Handelsverbot wird im Gegensatz zu den Resolutionen 1373 (2001) und 1540 
(2004) aber weniger generell gestaltet: Das Handelsverbot betrifft nur irakische Kulturgüter, die 
seit dem ersten Golfkrieg verschwunden sind. Es entsteht keine generelle Verpflichtung, 
Maßnahmen zu ergreifen, die den Handel mit illegalem Kulturgut unterbinden. Insofern ist das 
Handelsverbot spezifischer und passt damit besser zu einem Verständnis des Sicherheitsrats 
als ein Organ, das auf Krisen reagiert. Zwar ist die Resolution zeitlich unbegrenzt und universell 
in ihrem Adressatenkreis, jedoch weniger generell, so dass die Kompetenz des Sicherheitsrats 
weniger problematisch erscheint. 
 
Die Aufgabe der Peacekeeping-Mission in Mali Kulturgut zu schützen erscheint dagegen 
unproblematisch. Die Zerstörungen von kulturellem Erbe in Mali können zu einer weiteren 
Eskalation des Konflikts führen. Um also den Frieden wiederherzustellen ist die Beendigung 
dieser Zerstörungen und die Verhinderung weiterer Zerstörung ein wesentlicher Aspekt. 
Insbesondere da der Schutz von Kulturgut durch die Mission nur erfolgen soll, insoweit Bedarf 
besteht, erscheint die Maßnahme des Sicherheitsrates auch verhältnismäßig.76 
 
IV. ERKLÄRUNGSANSÄTZE FÜR DEN VERSTÄRKTEN SCHUTZ VON 
KULTURGUT DURCH DEN SICHERHEITSRAT 
 
In einem letzten Schritt sollen nun mögliche Erklärungen für den verstärkten Einsatz des 
Sicherheitsrates im Bereich des Schutzes von Kulturgut in bewaffneten Konflikten erörtert 
werden. 
 
1. STEIGENDE RELEVANZ DER RESPEKTIERUNG VON KULTURGUT IN BEWAFFNETEN 
KONFLIKTEN IN DER INTERNATIONALEN GEMEINSCHAFT  
Zunächst erscheint es naheliegend, dass die Aktivität des Sicherheitsrats ein wachsendes 
Bewusstsein der internationalen Gemeinschaft insgesamt widerspiegelt. Die 
                                                                                                                                                   
1373 (2001) vom 28. September 2001. Zu der Neuartigkeit dieser Resolution und dem neu geschaffenen 
Ausschuss für Terrorismusbekämpfung siehe Rosand, Security Council Resolution 1373, AJIL, 2003. 
75 Legislative Maßnahmen zeichnen sich durch ihren generellen und abstrakten Charakter aus: Sie 
beziehen sich nicht nur auf eine bestimmte Situation und einen bestimmten Staat, sondern richten sich 
generell an alle Staaten und beinhalten zeitlich nicht begrenzte Verpflichtungen, vgl. Talmon, Security 
Council as World Legislature, AJIL, 2005, 175 (176). Eine solche Kompetenz des Sicherheitsrates wird 
teilweise abgelehnt, siehe dazu Zimmermann/Elberling, Grenzen der Legislativbefugnisse, Vereinte 
Nationen, 2004, teilweise befürwortet, siehe dazu Wolfrum, Der Kampf gegen eine Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen, in: Dicke/Hobe/Meyn/Peters/Riedel/Schütz/Tietje, Weltinnenrecht, 2005. 
76 Der Sicherheitsrat ist bei der Ausübung seiner Funktion an das Prinzip der Verhältnismäßigkeit 
gebunden, vgl. Rosand, The Security Council as “Global Legislator“, Fordham Int’l L.J., 2004, S. 542 
(557). Ebenso sieht es Krisch, dem zufolge sich diese Bindung aus Art. 40 und 42 der UN-Charta 
ergeben, die von notwendigen bzw. erforderlichen Maßnahmen sprechen; allerdings bleibt es im Kern 
dem Sicherheitsrat selbst überlassen, zu bestimmen, was er als verhältnismäßig erachtet, vgl. Krisch in: 
Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Introduction to Chapter VII: The General 
Framework, Rn. 47. 
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Generalversammlung77 äußert sich bereits seit den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts zu 
verschiedenen Aspekten des Kulturgutschutzes78 und ab Ende der 1970er Jahre konkret zu der 
Rückgabe von Kulturgut an die Ursprungsländer79, ohne dass es in den Resolutionen um die 
spezifische Gefahr für Kulturgut durch bewaffnete Konflikte geht. Dies ist erst seit der Resolution 
54/190 aus dem Jahr 1999 der Fall, in der die Generalversammlung unter anderem konkret 
zum Beitritt zur Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954) aufruft und Besorgnis über 
die Zerstörung, Diebstahl, Verlust von Kulturgütern in bewaffneten Konflikten und besetzten 
Gebieten äußert, ohne sich dabei auf einen bestimmten Konflikt zu beziehen.80 Wie bereits 
aufgezeigt, hat der Sicherheitsrat unter konkreter Nennung des Begriffs des kulturellen Erbes 
erstmals in Resolution 1193 aus dem Jahr 1998, in der es um den andauernden Konflikt in 
Afghanistan ging, die Achtung des kulturellen Erbes betont. Dies verdeutlicht, dass er die 
steigende Relevanz der Zerstörung von Kulturgut ebenso aufgreift wie die internationale 
Gemeinschaft, die sich in Form der Resolution der Generalversammlung ein Jahr später 
ebenfalls äußert. 
Wichtige Konventionen im Bereich des Kulturgüterschutzes zeigen eine ähnliche Tendenz: die 
Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut (1954) hatte im Jahr 2012 126 Vertragsparteien81, 
das Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen 
Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut vom 14. November 1970 (im Folgenden 
UNESCO-Konvention gegen illegalen Handel mit Kulturgut (1970)) im September 2013 125 
Vertragsparteien82, die Welterbekonvention (1972) im Juni 2012 sogar 190 Vertragsparteien.83 
Die voranschreitende Akzeptanz zeigt ein wachsendes Verantwortungsbewusstsein der 
internationalen Staatengemeinschaft, das sich in dem verstärkten Eingreifen des Sicherheitsrats 
gerade in den letzten Jahren wiederspiegelt. Bei der UNESCO-Konvention gegen illegalen 
Handel mit Kulturgut (1970) zeigt sich außerdem, dass gerade seit dem Jahr 2000 die Zahl der 
neuen Vertragsparteien deutlicher ansteigt als zuvor.84 Diese Entwicklung kann insgesamt als 
Reaktion auf den Balkankonflikt zu Beginn der 1990er Jahre, sowie die zwei Golfkriege 
verstanden werden. So gelten gerade diese Konflikte als die zentralen Konflikte, welche die 
                                                
77 Die Generalversammlung kann insofern als repräsentativ für die internationale Staatengemeinschaft 
gesehen werden, als dass sie aus allen Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen besteht (Art. 14 Abs. 1 
UN-Charta), jedes Mitglied eine Stimme hat (Art. 18 Abs. 1 UN-Charta) und Beschlüsse mit einer Mehrheit 
(Art. 18 Abs. 3 UN-Charta) oder bei wichtigen Fragen mit einer Zweidrittelmehrheit beschlossen werden 
(Art. 18 Abs. 2 UN-Charta). 
78 Vgl. beispielsweise UN-Generalversammlung, Resolution 3148 (XXVIII), Preservation and further 
development of cultural values, 14. Dezember 1973 oder UN-Generalversammlung, Resolution 3391 
(XXX) Rückgabe von Kunstwerken an von Enteignunsmaßnahmen betroffene Länder, 19. November 
1975.  
79 UN-Generalversammlung, Resolution 34/64, Rückgabe oder Rückerstattung von Kulturgut an die 
Ursprungsländer, 29. November 1979. 
80 Vgl. UN-Generalversammlung, Resolution 54/190, Rückgabe oder Rückerstattung von Kulturgut an die 
Ursprungsländer, 17. Dezember 1999, Absatz 2, 3 und 9 der Präambel. Vgl. dazu und zur weiteren 
Entwicklung v. Schorlemer, Cultural Heritage Law, in Nafziger/Nicgorski, Cultural Heritage Issues, 2010, 
S. 137 (150f.). 
81 Vgl. UNESCO-Homepage, Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of Armed 
Conflict, 2012. 
82 Vgl. UNESCO-Homepage, Convention on the Means of Prohibiting and Preventing Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property, 2013. 
83 Vgl. UNESCO-Homepage, Convention concerning the Protection of the World Cultural and Natural 
Heritage, 2012. 
84 Diese Entwicklung wird in einer Tabelle veranschaulicht bei O’Keefe, Commentary on the 1970 
UNESCO Convention on illicit traffic, 2007, S. 2.  
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Aufmerksamkeit auf die Gefahr für Kulturgüter gelenkt haben.85 Gleichzeitig haben sie 
verdeutlicht, dass die bereits bestehenden Abkommen, insbesondere die Haager Konvention 
zum Schutz von Kulturgut (1954), die Zerstörungen nicht haben verhindern können.86 Es 
entstand somit zum einen ein verstärktes Bewusstsein für den Schutz von Kulturgut in 
bewaffneten Konflikten, da massive Zerstörungen in den genannten Konflikten erfolgten und 
sich die Zerstörungen als Strategie zeigten. Zum anderen wurde so auch die Notwendigkeit 
rechtlich verbindlicher ad hoc-Maßnahmen deutlich, die der Sicherheitsrat im Rahmen von 
Kapitel VII der UN-Charta ergreifen kann.  
 
Zu dieser Entwicklung hat auch die UNESCO erheblich beigetragen. So hat sie beispielsweise 
auf das Handelsverbot mit irakischen Kulturgütern gedrängt.87 Ebenso kam es aufgrund der 
Warnungen der UNESCO hinsichtlich der Zerstörungen von kulturellem Erbe in Mali zu den 
wichtigen Resolutionen des Sicherheitsrates.88 Die UNESCO ist somit ein Befürworter der 
wachsenden Beschäftigung des Sicherheitsrates mit Fragen des kulturellen Erbes. 
 
2. DER SCHUTZ VON KULTURGUT ALS AUSWEITUNG DES TÄTIGKEITSBEREICHS DES 
SICHERHEITSRATES 
Ebenso zeigt sich in der wachsenden Aktivität des Sicherheitsrates die Weiterentwicklung 
dessen, was sich grundsätzlich seit dem Ende des Kalten Krieges abzeichnet: So hat sich der 
Tätigkeitsbereich des Sicherheitsrats im Rahmen von Kapitel VII stetig erweitert.89 Der 
Sicherheitsrat hat, wie bereits aufgezeigt, im Rahmen von Kapitel VII internationale Straftribunale 
im Anschluss an Konflikte errichtet oder Übergangsverwaltungen von Territorien beschlossen 
und so „non-traditional ways“90 der Nutzung von Kapitel VII aufgezeigt. Er agiert also im 
Anschluss an Konflikte im Sinne einer dauerhaften Friedenssicherung ebenso wie er präventiv 
agiert, beispielsweise durch die Resolutionen zu internationalem Terrorismus (1373) und der 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (1540).91 Ebenso beschäftigt der Sicherheitsrat sich 
seit einiger Zeit mit Themen wie Gender und Frauenrechten: In Resolution 1325 (2000) ruft der 
Sicherheitsrat explizit dazu auf, die besonderen Schutzbedürfnisse von Frauen und Mädchen in 
bewaffneten Konflikten zu achten.92 Im Jahr 2000 hat er im Hinblick auf den Schutz von Kindern 
                                                
85 Forrest, International Law and the Protection of Cultural Heritage, 2010, S. 57; hier gibt es auch einen 
knappen Überblick über die wesentlichen Zerstörungen und Plünderungen in den Konflikten, vgl. S. 57-
63. 
86 So auch Forrest, International Law and the Protection of Cultural Heritage 2010, S. 56. 
87 Vgl. v. Schorlemer, Cultural Heritage Law, in Nafziger/Nicgorski, Cultural Heritage Issues, 2010, S. 137 
(152). 
88 Vgl.  Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 5. Darüber hinaus fordert sie: „we must 
integrate culture into all international peacebuilding. This means putting it on the agenda of debates and 
resolutions of the Security Council […]”, Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 8-9. 
89 Vgl. dazu den Überblick von Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, 
Introduction to Chapter VII: The General Framework, Rn. 7-11. Ausführlich siehe Malone, An Evolving UN 
Security Council, IJIL, 2007. 
90 Krisch in: Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Introduction to Chapter VII: The 
General Framework, Rn. 13. 
91 Krisch in Simma/Kahn/Nolte/Paulus, The Charter of the UN II, 2012, Art. 39 Rn. 30, vgl. dazu UN-
Sicherheitsrat, Resolution 1373  (2001) vom 28. September 2001 und UN-Sicherheitsrat, Resolution 
1540 (2004) vom 28. April 2004. 
92 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1325 (2000) vom 31. Oktober 2000, Absätze 9 und 10, zu der 
Entstehung und Implementierung durch die Mitgliedsstaaten siehe Tryggestad, Trick or Treat?, Global 
Governance, 2009. Ausführlich zu der Beschäftigung des Sicherheitsrates mit diesen „weichen“ Themen 
 18 
in bewaffneten Konflikten beschlossen, dass Friedensmissionen in Zukunft einen Berater 
spezifisch für den Bereich des Schutzes von Kindern beinhalten sollen.93 Diese Aspekte zeigen 
zweierlei: Zum einen wird deutlich, dass der Sicherheitsrat die Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung des Friedens nach Kapitel VII umfassend angeht und es nicht nur um das 
Einstellen von Waffengewalt geht. In diese Entwicklung passt der Schutz von Kulturgut wie im 
Fall Irak, in dem der Sicherheitsrat sich nachträglich um die Rückführung illegal entwendeten 
Kulturguts bemüht. Zum anderen zeigt sich durch die thematische Ausweitung, dass der 
Sicherheitsrat einen Konflikt in seiner ganzen Bandbreite an Konsequenzen wahrnimmt. Durch 
die Nennung schwacher Parteien und unschuldig Betroffener kann er zu deren Schutz beitragen 
und Aufmerksamkeit schaffen. Dies gilt ebenso für Kulturgüter, deren Zerstörungen langfristige 
Folgen für die Identität einer Konfliktpartei haben können. Der Schutz von Kulturgut zeigt somit 
den breitgefächerten Ansatz des Sicherheitsrates hinsichtlich Konflikten und der Schaffung von 
möglichst dauerhaftem Frieden. 
 
V. KRITISCHE WÜRDIGUNG 
Die Analyse zeigt insgesamt, dass der Sicherheitsrat sich verstärkt für den Schutz von Kulturgut 
in bewaffneten Konflikten einsetzt und dazu auch kompetent ist. Diese Entwicklung erscheint 
folgerichtig und sinnvoll gerade vor dem Hintergrund der sogenannten „neuen Kriege“94, die 
weniger zwischen als innerhalb von Staaten auftreten, so dass die Gefahr der Zerstörung 
kulturellen Erbes als Strategie eine neue Relevanz hat.95 Gerade dieser Strategiewechsel macht 
ein Eingreifen des Sicherheitsrates noch notwendiger als zuvor, da die absichtliche Zerstörung 
eine größere Gefahr hinsichtlich einer Intensivierung und Eskalation eines Konflikts beinhaltet als 
die Zerstörung im Fall eines „Kollateralschadens“ während eines militärischen Einsatzes. Vor 
diesem Hintergrund erscheint der Sicherheitsrat als das für die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit zuständige Organ das richtige Gremium. Hinzu kommt, dass der 
Sicherheitsrat aufgrund der Möglichkeit, im Rahmen von Kapitel VII UN-Charta 
Zwangsmaßnahmen beschließen zu können, auch das effektivste Gremium ist. Insofern ist die 
Entwicklung, die sich in dem Handeln des Sicherheitsrates zum Schutz von Kulturgut zeigt, 
wohl zumindest auch in eben dieser Macht des Sicherheitsrates begründet. Der Syrien-Konflikt 
verdeutlicht allerdings, dass die Rolle, die der Sicherheitsrat im Kulturgüterschutz spielen kann, 
maßgeblich durch das Erfordernis der Einigkeit der fünf permanenten Mitgliedsstaaten begrenzt 
ist und seine Effektivität von dieser Einigkeit abhängt.  
 
Problematisch erscheint die Gleichstellung der Zerstörung von kulturellen und religiösen Stätten, 
die in Resolution 2071 (2012) erfolgte. Diese Gleichstellung ist zwar wohl vor allem im 
Zusammenhang mit der Religionsfreiheit zu sehen und insofern zu relativieren, allerdings 
erscheint sie dennoch insofern problematisch, als dass in der Aufzählung in Resolution 2071 
unmittelbar nach der Zerstörung kultureller und religiöser Stätten die Einziehung von 
                                                                                                                                                   
siehe v. Schorlemer, Vereinte Nationen, in: Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Sicherheitspolitik, 
2009, S. 125 (139ff.) und v. Schorlemer, Kindersoldaten und bewaffneter Konflikt, 2009. 
93 UN-Sicherheitsrat, Resolution 1314 (2000) vom 11. August 2000, Absatz 12. 
94 Der Begriff der neuen Kriege wurde insbesondere von Herfried Münkler geprägt und basiert auf der 
Annahme, dass es weniger klassische zwischenstaatliche Kriege gibt, sondern asymmetrische Kriege, an 
denen private Gewaltakteure beteiligt sind und die sich durch eine Entmilitarisierung der 
Gewaltorganisation und die nichtmilitärischen  Ziele bei der Anwendung nichtmilitärischer Methoden 
auszeichnen, vgl. Münkler, Die neuen Kriege, Der Bürger im Staat, 2004. 
95 So Bokova, Protecting Culture in Times of War, 2012, S. 2, die sich konkret auf die Konflikte in Mali, 
Syrien und Libyen, aber auch Afghanistan und die jugoslawischen Zerfallskriege bezieht.  
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Kindersoldaten genannt wird. Auch wenn eine menschenrechtliche Dimension der Zerstörung 
von Kulturgut grundsätzlich zu bejahen ist, wäre eine Aufteilung beispielsweise in verschiedene 
Erwägungen sinnvoll gewesen. Dies hätte eine wünschenswerte Abstufung zwischen den 
beiden Aspekten des Konflikts geschaffen. Von diesem Aspekt abgesehen erscheint das 
bisherige Handeln des Sicherheitsrates im Bereich des Kulturgüterschutzes jedoch 
angemessen, da verbindliche Maßnahmen nur punktuell verabschiedet wurden, wenn die 
Zerstörung oder Plünderung von Kulturgut ein gewisses Ausmaß erreicht hat. 
 
VI. FAZIT UND AUSBLICK 
Der vorliegende Beitrag hat gezeigt, dass der Sicherheitsrat sich seit 1990 verstärkt für den 
Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten einsetzt. Der Schutz erfolgt dabei auf vielfältige 
Weise und umfasst mittlerweile Verurteilungen in den Präambeln von Resolutionen, aber auch 
rechtsverbindliche Maßnahmen von sehr unterschiedlichem Charakter. So ist die Rückführung 
von Kulturgut im Anschluss an einen Konflikt ein bisher wichtiger Aspekt gewesen, und seit dem 
Mali-Konflikt 2013 ist der Schutz von Kulturgut sogar ein Teil des Peacekeeping geworden. Der 
Sicherheitsrat verfolgt einen sehr weiten Ansatz hinsichtlich des zu schützenden Kulturguts und 
sieht die Zerstörung von Kulturgut in einem bewaffneten Konflikt offenbar implizit zunehmend als 
eine Komponente einer Bedrohung des Weltfriedens an. Dieses Verständnis erscheint ebenso 
wie die beschlossenen verbindlichen Maßnahmen im Einklang mit der UN-Charta. Die 
Zerstörung von Kulturgut ist im Bewusstsein des Sicherheitsrates somit als ein wichtiger Aspekt 
von Konflikten verankert, was sich wohl darauf zurückführen lässt, dass dieses Thema auf der 
internationalen Ebene allgemein erhöhte Relevanz hat und gerade der Sicherheitsrat ein 
geeignetes Forum scheint.  
 
Es hat sich gezeigt, dass der Schutz sich in den vergangenen Jahren immer weiter verstärkt hat 
und in den Resolutionen zum Mali-Konflikt ihren vorläufigen Höhepunkt gefunden hat. Dies lässt 
erahnen, dass diese Entwicklung noch weitergehen könnte. Gerade durch die Gleichstellung mit 
Menschenrechtsverletzungen wird die menschenrechtliche Dimension von 
Kulturgutszerstörungen vorsichtig angestoßen. Dieser Ansatz ist in seiner Bedeutung insofern 
nicht zu unterschätzen, als dass sich im Bereich der Menschenrechte durch die Diskussion um 
die „Responsibility to Protect“ eine Veränderung des Souveränitätsbegriffs abzeichnet96 und es 
somit abzuwarten bleibt, inwiefern sich diese Entwicklung in Zukunft auch im Kulturgüterschutz 
zeigen wird.  
 
Der vorliegende Beitrag kann mit diesen Ergebnissen einen Beitrag zu dem Verständnis des 
Sicherheitsrates als Akteur im Bereich des Schutzes von Kulturgut und der 
sicherheitspolitischen Dimension von Zerstörung von Kulturgut in bewaffneten Konflikten leisten. 
Insbesondere hinsichtlich der Erklärungsansätze für die Entwicklung des Schutzes durch den 
Sicherheitsrat konnten im Rahmen dieses Beitrags aus forschungspragmatischen Gründen 
                                                
96 So spricht die International Commission on Intervention and State Sovereignty von einem modernen 
Souveränitätsbegriff, der auch die Beachtung grundlegender Menschenrechte beinhalte, vgl. International 
Commission on Intervention and State Sovereignty, The Responsibility to Protect, 2001, S. 8. Anne 
Peters geht darüber hinaus, indem sie die Entwicklung der Kodifizierung der Menschenrechte bis hin zur 
Responsibility to Protect so deutet, dass staatliche Souveränität nicht nur durch Menschenrechte 
begrenzt wird, sondern sogar nur dann Rechtskraft hat, wenn Menschenrechte beachtet werden, vgl. 
Peters, Humanity as the A and Ω of Sovereignty, EJIL, 2009, S. 513 (514). Evans/Sahnoun bezeichnen 
diese Veränderung als „shift in thinking about the essence of sovereignty, form control to responsibility“, 
Evans/Sahnoun, The Responsibility to protect, Foreign Affairs, 2002, S. 99 (101). 
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allerdings nur Anstöße entwickelt werden. Eine weitergehende Analyse insbesondere des 
wachsenden Verantwortungsgefühls der internationalen Gemeinschaft für den Erhalt von 
kulturellem Erbe unter Einbeziehung der Tätigkeit der UNESCO wäre wünschenswert. Ebenso 
wäre es für die Bewertung der Rolle des Sicherheitsrates wichtig, die Effektivität der von ihm 
ergriffenen Maßnahmen und die Reaktionen der Mitgliedsstaaten zu analysieren, um so seinen 
tatsächlichen Einfluss auf den Schutz von Kulturgut überprüfen zu können.  
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